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s nunEs iſt den Deutſchnationalen gelungen, ihre zahl
reichen bisherigen nationalen Taten durch ihr letztes
Heldenſtück zu übertrumpſfen. Die Pächter vaterländiſcher
Geſinnung haben es fertig gebracht, Deutſchland jäh vor
unabſehbare und außen und innenpolitiſche Schwierigkei
ten und Gefahren zu ſtellen. Der Hergang iſt derartig gro
tesk, daß wir ihn uns noch einmal klar machen müſſen

Die deutſchnationalen Miniſter (als Mitglieder der
ſtärkſten Regiern gspartei!) haben den Verhandlungen
ber den Sicherheitspakt und zuletzt dem Vertrag von Lo
arns am 22. Oktober in der

Kabinettsſitzung unter Vorſitz von Hindenburg
zügeſtimmt;

der Vertrag war den Herren bekannt und auch die Tatſache,
daß er unabänderlich iſt und nur als Ganzes angenommen
pder abgelehnt werden kann

Die deutſchnationgale Reichstagsfrak
in aber hat am vergangenen Sonntag ihre Zuſtimmung
um Vertrage verweigert und ihre Miniſter aus der
Regierung zur ückge z o gen. Warum Weil die
aährelang mit nationaliſtiſchen Phraſen gefütterten Wäh
er immer lauter drohten und murrten; alſo aus Angſt

or der Straße! eEine wahrhaft nationale Partei hätte wenigſtens erſt
ſie

„Rückwirkungen“
es Vertrages von Locarno abgewartet, anſtatt ſie im
Zegenteil zu gefährden. Aber das letztere iſt anſcheinend
ie Abſicht, anders läßt ſich der gewählte Zeitpunkt nicht
rklären. Die Deutſchnationalen mußten ſich beeilen; denn
hon hatte Polen den Befehl zur Ausweiſung der Optan
en zurückgenommen, und bereits wurde der Zeitpunkt für
ie endliche

Räumung Kölns
rwogen. Das durfte ſo nicht weitergehen, ſonſt nahm die
ſegenſeite den Deutſchnationalen ihr ganzes Agitations
jaterial! Schnell Froſt auf die keimende Friedensſaat,

amit man beweiſen kann, daß ſie nicht keimt! Poincare
icht ſich jetzt ins Fäuſtchen, die Jnternationale der Na
onaliſten hat ſich wieder einmal in die Hände geſpielt.
Was nun Vorläufig regiert das Rumpfkabinett
ne die ſtärkſte Regierungspartei weiter und Luther hat
ſcheinend die Abſicht, dieſen Zuſtand bis zur Abſtim

1 andauern zu laſſen.aber geſtalten Ueber
s ſind ſich alle die Deutſchnationalen eingeſchloſſen!

der Vertrag muß angenommen werden!
Nun gibt es drei Möglichketten Entweder die Deutſch

itionalen fallen auch diesmal wieder um, was ſelbſt jetzt
ch nicht ausgeſchloſſen iſt. Symtome:

hat ſich bei ihnen tatſächlich eine bereits
währte Tradition herausgebildet. Nennen wir nur
tige Meilenſteine auf dieſer via triumphalis (man

Iunte ſie auch als Grabſteine auf ihrer via appig bezeich
m

Dawes-Geſetze,
indelsvertrag mit Siam, desgleichen mit Spanien

ſie ſofortige Kündigung war doppelt blamabel!), Auf
fJertungsgeſetze! Es käme alſo wirklich auf

imal mehr nicht an; man wäre da großzügig! Es fragt
nur, ob die Angſt vor den Wählern nicht doch ſchließ
endgültig ſtegen wird.

Oder zweite Möglichkeit: die Linke nimmt den
uütſchnationalen die Verantwortung ab. Das würde den

rrſchaften wohl paſſen! Da könnten ſie ſchön bengaliſch
euchtet die ſtarken nationalen Männer ſpielen und wei

über die verruchten „Erfüllungspolitiker“ wettern. Und
un dann die Gefahr vorüber wäre, würden ſie wieder
e Anſprüche anmelden. Die Hu genberg-Preſſe,

ſich auf das beſcheidene geiſtige Niveau ihrer Leſer
ſtellen und verſtändlich reden müß, deutet dieſe Pläne
eits recht unverſchleiert an Nein, meine Herrſchaften!
d um m werden weder die Demokraten, noch die So

i ldemokraten ſein. Anſere Partei hat bereits deutlich
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chötagsguflöſung entgegen

un
Für ſchnelle Klärnng.
Der Bezirksvorſtand der Deutſchen De

mokratiſchen Partei im Wahlkreis Halle
Merſeburg, der zur Beratung über die Stellung der
Partei zu der von den Deutſchnationalen provozierten
Locarno Kriſe zuſammentrat, faßte unter eingehender
Würdigung eine Entſchließung, die eine ſchnelle und ein
deutige Klärung verlangt. Die Entſchließung, die dem
Parteivorſtande in Berlin telegraphiſch übermittelt wurde,
hat nachſtehenden Wortlaut:

Der Bezirksvorſtand Halle Merſeburg hält ein
Weiterarbeiten des Rumpfkabinetts für untragbar. Er
fordert zur Klärung der Lage die unverzügliche Ein
berufung des Reichstags und Volksbefragung durch

Neuwahlen dAILCIIDCCCMCCCOD
erklärt, daß ſie an Uebernahme der Verantwortung nur
denken könne, wenn ſie

nicht lediglich als Lückenbüßer
herangezogen werde, und wenn ein neuer Kurs der Reichs

Wir fürchten indeſſen, daß wir
uns auf etwaige Garantien in dieſer Beziehung nicht
würden verlaſſen können.

Bleibt die dritte, nach unſerer Meinung einzige wirk
liche Möglichkeit

Auflöſung des Reichstages und Neuwahlen!
Die Sozialdemokratie hat ſich bereits klar in dieſer
Richtung ausgeſprochen

S

einen maßgebenden Einfluß haben.

Das Volk muß befragt werden

Partei und

ob es die Kataſtrophenpolitit demagogiſcher Phraſenhel
den, oder eine Verſtandes und Verſtändigungspolitit
führen will. Die Antwort vor allem de Rheinlandes!

dürfte recht deutlich ausfallen. Zugleich würde das
ganze Land für

Aufwertung, Steuern, Zölle
und manches andere quittieren. Einen Vorgeſchmack haben
am letzten Sonntag die

Wahlen in Berlin und Baden
gegeben.

Wir ſtimmen der „Germanig aus vollſter Seel
zu, die ſchreibt O nein, die Politik von Locarno wird mit
Denen zu Ende geführt, die ſie begonnen haben. Der Ver
krag von Locarno iſt das natürli che Kind der deutſch
nationalen Politik Der Vorſchlag des Sicherheitspaktes
iſt ausgegangen von die ſer Regierung, höhrt Jhr,
dieſer Regierung, in der die Deut ſchmationglen

Das Zenteum
„wird unter allen Umſtänden den Geiſt von Locarno
wachhalten, wird ſich mit ſeiner ganzen Kraft dafür ein
ſetzen, daß die Befriedung Europas möglichſt bald zur
Tatſache wird. Aber dem Wortlaut des Vertrages
von Locarno wird und kann es nur zuſtimmen, wenn auch
ſeine Väter, die Deutſchnationalen, mit bei der Partie
ſind. Wenn es zur Befragung des Volkes kommt wer
den wir dafür ſorgen daß die Situation nicht durch die
Frageſtellungen wie: „Für oder gegen Locarno verwirrt
wird. So wird die Parole nicht lauten, denn ſo ſtegen die
Dinge nicht. Für Locarno ſünd die Deutſch
nätionalen unter allen Amſtänden ver
antwortlich, mag nun der Pakt angenom-
men oder abgelehnt werden

Jugend.
Von Erwin Henning, Magdeburg

Es iſt ſchon von altersher ſo geweſen Wer die Jugend
hat, dem lächelt zu HZukunft. Die politiſchen Parteien
allerdings ſind ſich vor dem Kriege dieſes Satzes weniger
bewußt geweſen. Das war natürlich. Einmal ſchien
nichts darauf hinzudeuten, was die althergebrachte Regie
rungsform durchbrechen, die alten bürgerlichen Parteien
aus dem ausgefahrenen Gleiſe langgeübter Gewohnheit
ſchleudern und ſie damit zu Reformen in der Erziehungs
arbeit ihrer Wähler zwingen könnte. Das andere Mal
war ja das Wahlalter in die Zeit des beginnenden Man
nestums gelegt. Einzig und allein war es die Sozial
demokratiſche Partei die, im immer ſtärkeren Wachstum
begriffen, es ſich angelegen ſein ließ, politiſche Erziehungs
arbeit an der Jugend zu leiſten Die Folgen ſind nicht
ausgeblieben die Partei blickt heute auf einen kräftigen

tamm geſchulter und treuer Mitarbeiter. Die Revolutton
erſt rüttelte die bürgerlichen Parteien durcheinander. Das
Wahlalter wurde herabgeſetzt, und die Jugend ſah ſich von

Nun kämpft manſchon ſeit Jahren mit aller Erbitterung um ſie Jn den ex
tremen politiſchen Lagern geifern Verlogenheit Dümm
heit und blinder Maſſenhaß vereint mit kaum glaublichem,
unbeſchreiblichem Götzen und Perſonenkult um die Wette,
die Herzen junger, kaum dem Kindesalter entwachſener
Menſchen zu vergiſten. And in modriger, von Uunverant
wortlich betriebener Hetzpropaganda durchſeuchter Treib
hausluft gedeihen hier wie dort jene Pflanzen, die ſi
immer wieder zum Unheil unſeres Volkes auswirken,

Jnmitten dieſer innerlich zerrbtteten, ſich gegenſeitig
mit allen Mitteln bekämpfenden Parteien ſteht nun jene
Schar Jugendlicher, die unbeirrt und offenen Auges ihre
Blicke der Zukunft zugewandt hat und nur in der Verwirk
lichung der wahren Demokratie das Wohl und die Gewähr
für eine Wiedergeſundung unſeres Volkes erblickt. Es iſt
aber auch ein offenes Geheimnis, daß von dieſen nur ein
ganz geringer Teil der D. D. P. angehört und in ihr den
Hüter und Foörderer ihrer Hoffnungen und Wünſche gefun
den hat. Eine weit größere Anzahl jedoch ſteht ihr fern

nicht ganz ohne Schuld der Parket ſelbſt.
Denn wer mit dieſen jugendlichen Kreiſen zuſammen

zukommen Gelegenheit hatte, wer mit ihnen Rede und
Antwort pflegen konnte, der weiß, daß ſie ſich im Laufe
der Jahre Und wir müſſen es wagen, die Wahrheit i

ſagen! durch die nicht immer geradlinig verlaufene Po
litik der Demokraten abgeſtoßen fühlte. And nur derjenige,
dem es vergönnt iſt, ihre tiefe und wahre Liebe zur Demo
kratie und zur republikaniſchen Staatsform mitzuempfin

den und das zehrende Feuer, das ihre jugendlichen Herzen
entflammt, zu ſchauen, nur der kann verſtehen, wenn
dieſe enttäuſchten Stürmer und Dränger ſich weiter nach
links wandten. Aber krotz alledem ließen gleichſam unſicht
bare Bande ſie mit der Demokratiſchen Partei verbunden
bleiben und hoffen, daß doch noch einmal der Tag kommen
werde, an dem die Partei ſich ihrer Aufgaben und Pflichten
bewußt würde und eine harte Führerfauſt das von dem
Sturm erſchlagene Schiff ins alte Fahrwaſſer zurückführte.

So haßte denn die Jugend Es kam der Tag.
Geſpannt erwartete man im vorigen Jahr den Aus

gang der Verhandlungen, die zum Grab banger Hoffuun
gen und Träume werden konnten. Denn noch zweifelte
man an der Feſtigkeit des Willens der Partei und bangte,
gar zu bald die Beſtätigung der Befürchtung zu finden
daß man doch einem Rechtskabinett ſich anſchließen würde.
Die Jugend hatte eben das Vertrauen ganz verloren und
ſah die kampfesmüde Hand ſich dem Gegner entgegen
ſtrecken.

Doch die Partei blieb feſt. Der Reichstag wurde auf
gelöſt. Hörbares Aufatmen löſte die Kunde bei allen jun
gen Demokraten aus, und friſcher Mut beſeelte ihre Her
zen. Der klare Aufruf der D. D. P. ging in alle Lande
hinaus und ſand ein tauſendfaches Echo. Endlich hatte
die Partei den Mut zum ehrlichen Bekenntniſſe gefunden.
Ein Rückſchlag kam. Aber die Jugend ſah in ihm den
fortſchreitenden Geſündungsprozeß. Denn mit ebenſo
freudiger Erkegung wie innerer Genugtunng hörte ſte
von dem Austritt wankelmütiger Parteimitglieder, für
die der „Boden der gegebenen Tatſachen“ ſich zu ſchwach er
wieſen hätte, die Belaſtungsprobe einer neuen Wahl zu
beſtehen.

Anter all dieſen Vorausſetzungen glaubte die demo
kratiſch geſinnte Jugend wieder Zutrauen zur Partei faſ
ſen zu dürfen, und ſte wird den Weg, den ſie zum großen
Teil zu gehen gezwungen war, wieder verlaſſen können.
Sie wird aber alfmerkſamen Auges den kommenden Din
gen entgegenſehen. Denn es harren in der Zukunft der
Partei nicht allein Aufgaben innerpolitiſcher, ſondern vor

m.



allem außenpolitiſcher Ark. Bei ihrer Löſung wird es ſich
zeigen, daß Erich Rochs Worte, daß, ſolange ſich die ande
ren Parteien der Mitte auf ihre Pflicht nicht beſännen, die
Demokraliſche Partei nach links gehöre eingehalten wer
den.

Doch den einen Wunſch hat noch die Jugend.
Ungeſtillt iſt die Sehnſucht nach körperlicher Ertüchti

gung. Die immer wieder gufgeſtellten und nicht beachteten
Forderungen der Turner und Sportler ſind aber Forde-
rungen des deutſchen Volkes Die Ertüchtigung der Jugend
iſt zwingendes Gebot, iſt Pflicht des Staates, deſſen Ver
reter vom Volke gewählt ſind. Bei den Wahlen hat auch
die Demokratiſche Partei körichterweiſe den Sport keines
Wortes gewürdigt. Will aber die Demokratie den ſozialen
Ausgleich, ſo bediene ſie ſich auch des hierzu geeigneten
Mittels der Leibesübungen; denn der Sport trägt dazu
bet, die Klaſſengegenſätze zu überbrücken Mit dem Spiel
platzgeſetz und der täglfchen Turnſtunde ſind zwar nicht
alle Forderungen der Jugend erfüllt, aber das lafkräftige
Eintreten für ſie zeigt, daß man ſich der Hoffenden an
nimmt und gewillt iſt, für ſie zu kämpfen

Jm engliſchen Wahlkampf zeigte die LabourParty
ein Plakat mit ſporttreibenden jungen Menſchen ein
nicht geringer Teil ihrer Stimmen wird dem Cintreten für
dieſe Forderungen zugeſchrieben.

Jn Deutſchland iſt vor allem die D. D. P. mit dazu
beruſen, an der Weiterentwicklung der Leibesübungen
mitzuhelfen. Das iſt heute ein Stück Staatspolitik, dar
über ſollte man ſich klar ſein. Die Jugend aber wird es zu
danken wiſſen, wenn auch in dieſer Richtung ihre Wünſche

erfüllt werden.

GiſtgasTod.
Durch den Tod des bekannten engliſchen Gelehrten

Prof. MaxwellLefroy vom britiſchen Reichsamt für Wiſ
ſenſchaft und Technologie wird die Aufmerkſamkeit der
Oeffentlichkeit auf die ſonſt mit dem Schleier des Geheim
niſſes bedeckte Giftgasforſchung gelenkt. And das iſt gut
ſo. Denn was in den ſtaatlichen Laboratorien aller mili
kariſtiſchen Länder ſich vorbereitet, iſt nichts anderes als
der Giſtgaskrieg der Zukunft der an Scheußlichkeit und
Anmenſchlichkeit den Weltkrieg bei weitem übertreffen

wird.
Gerade aus militäriſchen Kreiſen ſind immer wieder

Stimmen laut geworden, die auf die GiftgasForſchung als
auf die Vorbereitung der chemiſchen Waffen des Z kunfts
krieges hingewieſen haben. Leider wurden dieſe W nun
gen meiſt allzu leicht genommen. Man fabelt munter wei
ker vom ſriſch-frohlichen Krieg und braut in den Labora

der Situation darauf verzichten werde, die Opkankenaus-
weiſungen am November durchzuführen Wir bekräach
len es als ein günſtiges Vorzeichen, daß die erſte Taube
mit einem Oelzweig gerade aus Polen kommt. Denn es
iſt allgemein bekannt, daß bisher die Stimmung in dieſem
Lande mehr als irgendwo anders eine überaus feindſelige
gegen Deutſchland war. Wir ſind nun weit entfernt, das
jetzige Entgegenkommen der polniſchen Regierung, mit ſo
großer Genugtuung es uns erfüllt, zu überſchätzen. Aber
ohne Zweifel iſt in ihm ein bemerkenswerkes Symtom zu
érblicken, aus dem geſchloſſen werden darf, welcher Am
ſchwung der Verhältniſſe und der Geſinnungen von Lo
carno ausgeht, welch einen wichtigen Schritt zur Befrie
dung Europas die dort abgeſchloſſenen Verträge bedeuten.

Der griechiſchbulgariſche
Hiwiſchenfall

beſchäftigt bereits den Völkerbundsrat, der an dieſem
Montag in Paris zur Beratung der Angelegenheit zuſam-
mengetreten iſt. Es iſt nur zu begrüßen, daß es möglich
geweſen iſt, den Völkerbundsrat wenige Tage, nachdem er
von Bulgarien zur Schlichtung des Streitfalles angerufen
worden iſt, mobil zu machen, denn inzwiſchen ſind auf dem
Balkan ſchon wieder die Gewehre losgegangen, Und es
beſteht die Geſahr, daß der Brand ſich weiter ausbrettet,
wenn er nicht ganz ſchnell gusgetreken wird. Da es ſich
diesmal nicht um einen Konflikt handelt, bei dent ein
Großſtagt beteiligt iſt, ſo wird ſich hoffentlich der Völker
bundsrat zu einem entſchiedenen Beſchluß aufraffen urd
den Beweis dafür liefern, daß er ſchon heute trotz allen
ſeinen Anvollkommenheiten doch wenigſtens in beſchränk
kem Amfange den Aufgaben gerecht zu werden vermag, um
deren willen er gegründet worden iſt.

Die Deutſche Volkspartei
und das Reichsſchulgeſetz.

Jn Nr. 604 der Kölniſchen Zeitung hat Reichstags
abgeordneter Dr. Runtzel einen Auſſatz geſchrieben „Liberale
Anforderungen an ein Reichsſchulgeſetz“. Jn dieſem Auf
ſatz hat er als das „liberale“ Bildungsziel der Gegenwart
hingeſtellt: „Heranbildung einer religiös-ſittlichen, ſozial
eingeſtellten, lebenstüchtigen Perſönlichkeit“ Darum
könne die Deutſche Volkspartei einem Reichsſchulgeſetz nicht
zuſtimmen, das dieſe Entwicklung hemme. Darum habe
ſie den erſten Reichsſchulgeſetzentwurf abgelehnt. J

Dieſe Begründung wird für alle, die den Ausſchuß
verhandlungen über den erſten Entwurf des Reichsſchul
geſetzes gefolgt ſind, ſehr erſtaunlich ſein. Sie fordert eine

torien das ſchleichende Gift der Chlorazetophenole Und
Dchloräthylſulfide, deſſen Namen dem Laten ſo geheimnis

voll unverſtändlich ſind, und die doch eine ungausdentbare
Summe von Schrecken in ſich bergen.

Der Tod Profeſſor MaxwellLefroys, der an ſeinen
Verſuchen mit Giftgas ſtarb, iſt ein Menetekel: in allen mi
litariſtiſchen Staaten wird in Laborgtorien der ſchleichende
GiſtgasTod vorbereitet.

Es iſt höchſte Zeit, zu ehrlichen Konventioften über
die KriegsmittelJnduſtrie zu kommen. Abrüſtung, äußere

und innere Abrüſtung iſt not.

Die erſte „Rückwirkung“ von
Locarno

macht ſich an einer Stelle bemerkbar, wo es wohl kaum je
mand erwartet hätte in Polen. Außenminiſter Skrzynski

Lrklärte dem deutſchen Geſandten in Warſchau, Rauſcher,
namens der polniſchen Regierung, daß Polen infolge der
durch die Ereigniſſe in Locarno eingetretenen Entſpännung

ſachliche Klarſtellung der Vorgänge im Bildungsausſchuß
und der Stellungnahme der Deutſchen Volkspartei.

Das Schickſal des erſten Entwurfes entſchied ſich im
Grunde bei der Stellung des Ausſchuſſes zu ſeinem S 1.
Während der Regierungsentwurf entſprechend der Ver

Deutſche Volkspartei war im Bildungsausſchuß zunächſt
dieſem Antrag gegenüber unſicher. Sie verlangte getrennte
Abſtimmung über die beiden Abſätze, weil ihr anſcheinend
die vernichtende Konſequenz des Abſatze 2 für das Weſen
der Stagtsſchule Bedenken machte, entſchloß ſich dann aber
doch, auch in der getrennken Abſtimmung für bei de Ab-
ſätze zu ſtimmen. Dabei war ſie ſich bewußt, daß der
in dieſer Faſſung verfaſſungsändernd ſei. Das hat ein
Vertreter der Deutſchen Volkspartei in der Sitzung des
22. März 1922 ausdrücklich zugeſtanden und betont, daß
die Deutſche Volkspartei dieſe Verfaſſungsänderung zugun
ſten der Bekenntnisſchule wünſche.

Mit der Annahme des S 1 in der Faſſung des deutſch
nationalen Antrags war eine vollkommen neue Grund
lage der weiteren Verhandlungen gegeben, und es wäre
zu wünſchen geweſen, daß die Regierung zu der durch die
demokratiſche Parlei verlangten Entſcheidung, ob der Pa
ragraph in dieſer Faſſung noch der Verfaſſung entſpreche,
ſich eher geäußert hätte.

Da ſie das nicht tat, ſchleppten ſich die Verhandlungen
auf einer ungeklärten Grundlage werter. Bei dieſen Ver
handlungen hat die Deutſche Volkspartei durchweg genau
die gleiche kulturpolitiſche Linie verfolgt wie die Deutſch
nationglen. Z. B. hat ſie für einen deutſchnationalen An
trag geſtimmt, der den Religionsunterricht als ordent

liches Lehrfach „auf allen Stufen und in allen Klaſſen der
Gemeinſchaftsſchule forderte, alſo ſeine Einbeziehung in
den Geſamtunterricht auf der Anterſtufe unmöglich machte
Sie hat ſich ferner nachdrücklich dafür eingeſetzt, daß ein

lehne, nicht in die Bekenntnisſchules gehöre und iſt daher
ſogar weitergegangen als die bayeriſche Regierung in der
Auslegung der Konkordatsbeſtimmung.

Sie hat in keinem Stadium der Verhandlungen ir
gendwelche Bedenken dagegen geltend gemacht, daß an der
Bekenntnisſchule „der geſamte Anterricht im Geiſt des Be

kenntniſſes? erteilt wird. SJm Sommer 1923 wurden Verſuche gemacht, ſowohl
für die Bekennknisſchule als für die Gemeinſchaftsſchuke
eines Kompromißformel zu finden. Dabet hat die Demo
kratiſche Partei keinen Zweifel darüber gelaſſen. daß ſie
auch als Bildungsziel der Gemeinſchaftsſchule die „reli
giösſittliche Perſönlichkeit anſteht. Zum Scheitern kamen
die Kompromißverhandlungen vor allem dadurch daß

kenntnisſchule werden Kinder des gleichen Bekenntniſſes
von Lehrern ihres Bekenntniſſes im Geiſt dieſes Bekennt

einzelnen Bekenntniſſe“. Denn wenn auch die Faſſung des

Entwurf, der a u s dw ückliſch auch für den weltlichen An
kerricht den „Geiſt des Bekenntniſſes“ fordert ſo war doch
auch dieſe Faſſung für Auslegung und Praxis zu dehnbar.

faſſung die Gemeinſchaftsſchule in den Vordergrund ſtellte,
ſetzte ſofort der Verſuch ein, die „Antragsſchulen“ der Re
gelſchule der Verfaſſung gleichzüſtellen. Ein deutſchnatio
naler Antrag wollte dem 81 folgende Faſſung geben „Die
Volksſchulen ſind entweder gemeinſchaſtliche Schulen oder
Bekenntnisſchulen oder bekenntnisfreie Schulen. Den drei
Schularten dieſes Geſetzes iſt gleichmäßig freie Entwick
lungsmöglichkeit zu geben. Dieſer Antrag bedeutete
zweierlei: einmal die Zurückdrängung der Simültanſchule
von ihrer verfaſſungsmäßigen Stelle und dann die Zurück
drängung der Stagatsſchule, denn wenn alle drei Schularten
durch das Geſetz gleichgeſtellt werden ſollten, ſo könnte das

Die Deutſche Volkspartei hat dann noch verſucht, dieſen
Gegenſatz durch folgende Formel zu überbrücken „Jn der
Bekenntnisſchule werden Kinder des gleichen Religioöns-
bekenntniſſes von Lehrern ihres Bekenntniſſes unterrichtet
und zur lebendigen Anteilnahme wie am Leben der Volks
gemeinſchaft ſo auch am religiöſen Leben ihrer Religions
geſellſchaft erzogen, „eine Formel, die brauchbar geweſen

Deutſche Volkspartei nicht auch zu der anderen Formel „im
Geiſt des Bekenntniſſes! bereit geweſen wäre.

So blieben die Verhandlungen gerade

nur geſchehen, indem auch die Simultanſchüle in der beſon
deren Form des Abſatzes 2 von Artikel 146 zur
ſchule der Erziehungsberechtigten gemacht wurde. Die

Fenletyn

Rächſtenliebe in der Thora.

Dr. Berthold Einſtein, Landau.
Durch die freilich umſtrittene Entzifferung der

Tafeln auf dem Sinai wendet ſich das Intereſſe der
öhtem Maße der noch ünerforſchtenKulturwelt in erhö

Perſönlichkeit des Moſes zu. Die nachfolgenden Aus
führungen dürften manchen Antiſemiten beſchämen.

Schriftl.
Als Jeſus von einem Schriftgelehrten gefragt wurde

Welches iſt das vornehmſte Gebot vor allen Da antwor
ete er Das vornehmſte Gebot vor allen Geboten iſt das
„Höre Jſrael, der Herr unſer Gott iſt ein einiger Gott und
du ſollſt Gott deinen Herrn lieben von ganzem Herzen, von
ganzer Seele, von ganzem Gemüte und von allen deinen
Kräften (5. B. Moſ. 6, 4. 5.) Das iſt das vornehmſte Ge
bot Und das andere iſt ihm gleich „Du ſollſt deinen
Nächſten lieben als dich ſelbſt. (3. B. Moſ. 19, 18.) Es
iſt kein ander größer Gebot denn dieſe. Und der Schrift
gelehrte ſprach zu ihm: „Meiſter, du haſt wahrlich recht
geredet; denn es iſt e in Gott und es iſt kein anderer außer
ihm und denſelbigen lieben hon ganzem Herzen, von gän-
zem Gemüte, von ganzer Seele und von allen Kräften und
leben ſeinen Nächſten als ſich ſelbſt, das iſt mehr denn
Brandopfer und alle Opfer“. (Ev. Mark. 12, 28ff.)

Es erſcheint ausgeſchloſſen, daß Jeſus das Gebot der
Nächſtenliebe anders aufgefaßt hat und anders aufgefaßt
haben wollte, als mit Bezug auf alle Menſchen ohne An
kerſchied des Glaubens und des Standes. Damit vertritt
er den Standpunkt des alten Teſtaments, dem ja beide von
ihm angeführten Gebote entnommen ſind 3Denn im 3.
Buch Moſis 19., 18 leſen wir „Du ſollſt nicht rachgierig
ſein noch Zorn halten gegen die Kinder deines Volkes Du
ſollſt deinen Nächſten lieben wie dich ſelbſt; denn ich bin
der Herr. And in demſelben Kapitel (33., 34)) „Wenn ein

ihr nicht ſchinden. Er ſoll bei euch wohnen wie ein Ein
heimiſcher unter euch, und ſollt ihn lieben wie dich ſelbſt,
denn ihr ſeid auch Fremdlinge geweſen in Aegyptenland.
Jch bin der Herr euer Gott (Nach Luthers Ueber
ſetzung.)

Zugegeben, daß im Vers 18 von dem Bruder, d. h.
Glaubensgenoſſen, die Rede iſt, ſo geht es nicht an, unter
dem Fremdling in Vers 34 auch den Glaubensgenoſſen zu
verſtehen. Dagegen ſpricht ja ſchon die Begründung des
Gebotes „Denn ihr ſeid auch Fremdlinge geweſen in
Aegyptenland“. Man hat ſchon viele merkwürdige Be
hauptungen aufgeſtellt aber ſo weit hat ſich doch noch kei
er verſtiegen, daß er den Aegypter als Gkaubensgenoſſen
des Fſraeliten hinzuſtellen wagte.

Wer die Geſetzgebung der fünf Bücher Moſis, des
Penlateuch (der Thora) richtig erklären will, der kann ſie
nur aus ihrer Zeit heraus erklären, auch wenn ihm das
Ergebnis zu ſeinen vorgefaßten oder anerzogenen Anſchau-
ungen nicht paſſen ſollte. Zu jener Zeit, da die Thora ent
ſtand, da waren alle Juden vereint, ſei es bei der Wüſten
wanderung, ſei es im Lande Paläſtina, und der „Fremd-
ling konnte unmöglich ein Jude aus einem anderen Lande
ſein. Aber auch die Erklärung, die man ſchon zu geben
beliebte, daß der „Fremdling“ auch ein Jude, nur aus
einem anderen Stamme ſei, iſt unbedingt abzuweiſen.
Würde ſie richtig ſein, ſo würde ſich für das Zehnwort
„Gedenke des Sabattages, daß di ihn heiligſt da ſollſt
du kein Werk tun, noch dein Sohn, noch deine Tochter, noch
dein Knecht, noch deine Magd, noch dein Vieh, noch dein
Fremdling, der in deinen Toren iſee e M 15ein
vollſtändiger Anſinn ergeben. Das Zehnwort gilt wie
alle Gebote der Thora in gleicher Weiſe für alle Jſrae
liten, ganz gleichgültig, wo und wann ſie leben. Alſo kann
unſere Stelle auch nicht ſo aufzufaſſen ſein, daß der
„Fremdling“ beiſpielsweiſe ein Jude aus dem Stamme
Juda iſt, der ſich gerade zufällig am Sabbat im Stamme
Benjamin aufhält. Wenn er zu Hauſe, alſo im Stamme
Benjamin wäre, müßte er als Jude ja dort den Sabbat
ebenſo gut halten.

Jm Hebräiſchen heißt „ger“ Fremdling. Mag nun
Fremdling bei dir in eurem Lande wohnen wird, den ſollt dieſes Wort ger auch ſpäter noch eine andere Bedeutung

Antrags
ſteht. Daß die Deutſche Volksparkei aus „liberalen“ Grün

nicht behauptet werden.

eh-—232— Jbekommen haben, in der Geſetzgebung der Thora bedeutet
es nichts anderes als den NichtJuden, den NichtGlau
bensgenoſſen. Dieſer Fremdling wird in der Thorg Bru
der genannt. (3. M. 25, 359) „und wenn dein Bruder ver
armt, und es wankt ſeine Hand neben dir, ſo halte ihn auf
recht, er ſei ein Fremdling oder Beiſaß, daß er lebt bei dir.
Du darfſt nicht Zins und Ueberſchuß von ihm nehmen und
ſollſt dich fürchten vor deinem Gotte, auf daß dein Bruder

Lehrer, der die Erteilung des Religionsunterrichtes ab

ſich über die Formel „im Geiſt des Bekenntniſſes“ keine
Einheit erzielen ließ. Es war vorgeſchlagen „Jn der Be

niſſes unterrichtet und erzogen Die Demokraten ſchlugen
ſtatt deſſen vor „unter Berückſichtigung der Eigenart der

Kompromiſſes noch lange nicht ſoweit ging, wie der jetzige

wäre und eine Brücke hätte bilden können, wenn die

t bei der Frage
ſtecken, die auch heute wieder im Mittelpunkt des Kampfes

den den Entwurf abgelehnt habe, kann danach wirklich
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neben dir leben. Mit Recht bemerkt Hermann Cohen
(Jahrbuch für jüdiſche Geſchichte und Literatur 3. 87) zu
dieſer Stelle in geſperrter Schrift „Hier alſo wird ausM a d mdrücklich und wiederholentlich der Fremdling Beiſaß als Wöiſhätang

Bruder bezeichnet, und da ſoll er nicht einmal Nächſter ihn die me
ſein (Vergl. Güdemann: Jüdiſche Appologetik. S. 59). öllt, enhſteh

Wie beſorgt die Thora für dieſen Fremdling (ger) iſt, n pro Ja
dafür können viele Stellen zum Beweiſe angeführt werden.
Sie ſind aufgezählt in dem großen, übergus wertvollen
und empfehlenswerten Sammelwerk: „Die Lehren des Ju
dentums nach den Quellen (Berlin E. A. Schwetzke und
Sohn) 2. Teil Seite 249 ff. Nur eine Stelle, die dort auf
fallenderweiſe nicht erwähnt iſt ſei angeführt: „O Ge
meinde! Eine Satzung ſei euch und dem Fremdling
Eine ewige Satzung ſoll dies euern (nachkommenden) Ge
ſchlechtern ſein. Daß vor dem Ewigen der Fremdling ſei
wie ihr Einerlei Geſetz und einerlei Recht ſoll euch ſein
und dem Fremdling, der unter euch wohnt (4. B. Moſ
15, 15 ff.) Dieſe grundlegende Stelle ann. doch nicht miß
verſtanden werden, wenn man ſie nicht mißverſtehen will.
Da ſind denn doch Gebote wie 2. M. 23, 9. Einen u
Fremdling (ger) ſollſt du nicht bedrücken; ihr wißt doch
wie dem Fremdling zumüte iſt, denn Fremdlinge waret ihr
im Lande Aegypten einfach ſelbſtverſtändlich An
nicht weniger als 46 Stellen wird dem Volke zur Pflicht
gemacht, den Fremdling zu lieben, ihn nicht zu kränken
nicht zu bedrücken, nicht zu übervorteilen und was derglei
chen mehr iſt. (Talm. babl. Bab. mez. 59 b) (vergl. Güde
mann in der Grätz-Jubelſchrift Seite 8). Man darf ganruhig behaupten, daß die Geſetzgebung der Thora den

Fremdling (ger) dem Jſraelten ganz gléichſtellt und wen
das Gegenteil behauptet, der möge es aus der Thorga be

weiſen! (Schluß folgt.)



Unächſe

ne ReſolutionNiend Die vom Bund entſchiedener Schulreformer“ aus An
Weſen Jaß der öffentlichen Berliner Lehrerbildungstagung ein

i aber berufene Volksverſammlung, die von über 2000 Perſonen
de Ab- beſucht iſt, erklärt einſtimmig nach den Darlegungen zahl
r reicher Abgeordneter und Kulturpolitiker
t ein Deutſchland wird in der Welt nur dann die er
n des wünſchte menſchheitsfördernde Geltung erlangen können,
nt, daß wenn das deutſche Volk mit Entſchiedenheit alle Verſuche
zugun- ſablehnt, es vom hellen Wege des Wachstums zur Selbſt

ver antwortung mündiger, freier Männer und Frauen ab
deutſch Zzudrängen in die Antertanenreihe der körperlichen, geiſti-
Grund gen, ſeeliſchen Militariſierung und Bürokratiſterung, der
S wäre befohlenen, angelernten, hingenommenen Lebensanſchau
irch die ſang und Bekenntnisfrön migkeit. Die Verſammlung ver
der Pa- wirft deshalb mit Entſchiedenheit die ſeeliſchen Knechtun
ſſpreche, gen durch Konkordate, konfeſſionelle Lehrerbildung, konfeſ

ſionelle Zwangsſchule (die das Volk von oben bis unten
Aungen zerreißen, ſtatt die dringend nokwendige Einheit zu för
en Ver- dern), durch neue, verſchlimmerte, verkappte kirchliche
genau Schulaufſicht. Sie fordert die Anpaſſung der reaktionaren

Nutſch Aniverſitäten an das lebendige Gegenwartsleben, die un
len An bedingte Freiheit der wiſſenſchaftlichen Forſchung und
ordent- Lehre, die katkräftige Fortführung der Hochſchulreformen,
ſen“der die ſich nicht nur auf die äußeren Dinge der Verwaltung
ing in und Organiſation, ſondern auch auf das innere Leben zu
machte erſtrecken haben. Das Heranreifen jedes Einzelnen zu ſei

aß ein I ner Totalität in der vollen Auswirkung im Dienſte der
ſtes gabe Volks und Menſchengemeinſchaft iſt nur einer Volksjugend
ſt daher möglich, die aus dem tiefen Erleben der Heimatkultur, un
in der jgehemmt durch Vorurteile, Dogmen und Vergangenheits-

geſpenſter aus fremden und toten Kulturen, in einem
gen ir- wahrhaft ſchaffenden Jugendleben, unter der Führung
an der freier, gewiſſensgetriebener, kenntnisreicher verſtändnis
des Be voller Lehrerperſönlichkeiten ſich ihre eigene ganze

Wenſchlichkeit erarbeiten und erobern darf
ſowohl Die Verſammlung fordert alſo die eine deutſche

ftsſchute Schule weltlicher Tüchtigkeit und verinnerlichter Lebens
e Demo religioſität mit einem einheitlichen, lebendigen und na
daß ſie ſtürlichen Bildungsideal der Volks, höheren und Hoch
je reli ſchulen, und den einen deutſchen Lehrerſtand mit einem
n kamen gemeinſamen Bildungsgange über die Hochſchulen, der nur
ch daß unterſchieden iſt nach der Begabungsrichtung und Berufs
keine ſ anforderung. Die deutſche Schule iſt frei oder ſie iſt
der Be un deutſch

untniſſes Die Verſammlung ruft alle freien Geiſter in Deutſch
Vekennt land zum Kampfe gegen die durch den neuen Reichsſchul
ſchlugen ſgefetzentwurf angebahnte geiſtige Anterjochung auf!

art der

ſung de Schliebens Saugpumpe.
e Von Alexander Vogel, BerlinZehlendorf.
vat doh Dede Veröffentlichung des Reichsſinanz miniſteriums
dehnbar über die Reichseinnahmen an Steuern, Zöllen und Abgaben

dieſen läßt immer wieder erkennen, daß die der Wirtſchaft auf
„In de J erlegten Steuern über das im Reichshaushaltsplan ver
eligions anſchlagte Maß weit hinausgehen. Stets kehrt dabei die
terrichtet Erſcheinung wieder, daß gerade diejenigen Skeuern, die
t Volks J vorwiegend der Arbeitnehmer und Verbraucherſchaft im
eligions Gange der Wirtſchaft zur Laſt fallen um ein Beträchtliches
geweſen das geſchätzte Auſkommen überſchneiden. Das beweiſt auf

n die der einen Seite die Richtigkeit des dem Reichsſinanzmini
tmel in I ſter ſeit langem gemachten Vorwurfs, daß er ſeine Schä

tungen mehr als notwendig zu tief anſetzt und auf der an
er Frage deren Seite, daß der überwiegende Teil der Steuerein
Kampfes nahmen vom Verbrauch nicht. vom Beſitz, aufgebracht wird.

Grün Der Ausweis des Reichsfinanzminiſteriums für die Zeit
wirklih vom 1. April bis 30. September 1925, alſo für das erſte

halbe Jahr des laufenden Etatjahres, ergibt 1185 Millio-
en an Einkommenſteuer die Schätzung im EtatentwurfTee betrug für das gange Jahr 1700 Millionen, ſo daß für die
t la erſten 6 Monate ſich ſchon ein Aeberſchuß von 185 Millio
da Brlefnen allein bei dieſer Steuer ergibt. Die Lobhnſteuer war
der er an dieſen 1185 Millionen allein mit 749 Millionen be
ihn auf teiligt. Die allgemeine Amſatzſteuer ergab in dem genann

ten Zeitraum rund 750 Millionen bei einer Schätzung im
Etatentwurf von 1390 Millionen für das ganze Jahr. Der
Aeberſchüß aufs Jahr berechnet würde reichlich 200 Millio
nen austragen. Die Einnahmen aus den Zöllen betragen
von April bis September 1925 259 Millionen. Das tourde

irka 500 Millionen für das volle Jahr austragen bei einer
Vorſchätzung von nur 356 Millionen. Auch bei dieſer Poſi
tion, die mehr oder weniger der Verbraucherſchaft zur Laſt
fällt, entſteht ein Ueberſchußbetrag von zirka 160 Millio-
nen pro Jahr. Nicht viel anders iſt das Bild bei den Ver
brauchsabgaben. Tabak, Zucker und Bierſteuer erbrach
ten von April bis September 1925 rund 614 Millionen,
während der Voranſchlag ſich nur auf 920 Millionen be
läuft. Alſo ein Mehraufkommen von rund 300 Millionen
Mark für das ganze Etatjahr Nun treten allerdings ab
L. Oktober auf Grund der im Auguſt vom Reichstage ver
abſchiedeten „Steuerreform“ einige Stelterermäßigungen
ein. Was aber auf der einen Seite in Wegfall kommt, wird
ſicherlich bei einer anderen Poſition durch Mehreinnahme
wieder wettgemacht werden. Wenn es auch, nicht zuletzt
dürch die zielbewußte Arbeit des demokratiſchen Reichs
tagsabgeordneten Guſtav Schneide r, Bündesvorſteher
des G. D. A, und ſeiner Freunde endlich zu einer Herab
ſetzung der Amſatzſteuer auf 1 Prozent gekommen iſt, ſo daß
in der zweiten Hälfte des Etatjahres die Einnahme aus
der Warenbeſteuerung zurückgehen wird, iſt es doch frag
lich, ob durch das Geſamtſteueraufkommen eine nennens
werte Reduzierung erfolgt. Denn mit der Amſatzſteuer
ermäßigung ab 1. Oktober tritt gleichzeitig eine Erhöhung
der Tabakſteuer ein. Hinzu komint, daß ab 1. Oktober die
Einnahmen aus den Zöllen ſich ſtark erhöhen werden, weil
die Zollvorlage in ihren weſentlichen Punkten Anfang Ok-
köber in Kraft getreten iſt. Die geſamten Reich einnch
men an Steuern, Zöllen und Abgaben im erſten Halbjahr
des Etätjahres 1925 und 1926 betragen 3584 Millionen.
Jm Entwurf des Reichshaushaltsplanes ſind ſie für das
Janze Jahr auf 6343 Millionen geſchätzt worden. Unter

ÄX UBerückſichtigung des vorher über die Wirkung der ab
I. Oktober eintretenden Steuerermäßigungen Geſagten
kann mit Sicherheit angenommen werden, daß am Schluſſe
des Etatjahres Ende März nächſten Jahres die
Ueberſchreitung des Reichshaushaltsplanes zirka drei
Viertel bis 1 Milliarde austrägk. Wenn das nicht geſchehen
ſoll, dann wird es ſich der Reichstag bei ſeinem Wieder
zuſammentritt als die dringendſte Aufgabe angelegen ſein
laſſen müſſen, ſchleunigſt die im Auguſt mit nicht allzuviel
Konſequenz verabſchiedeten Steuergeſetze einer wirklich
durchgreifenden Reform zu unterziehen Daß dabei in
erſter Linie die der Arbeitnehmer Und Verbraucherſchaft
zur Laſt fallenden überhohen Steuern auf ein erträgliches
Maß zurückgeführt werden müſſen, bedarf keiner beſon
deren Betonung. Die demokratiſchen Reichstagsabgeord
neten Guſtav Schneider, Vorſteher des Gewerkſefts
bundes der Angeſtellten, und Ernſt Lem mer, General
ſekrekär des Gewerkſchaftsringes deutſcher Arbeiter An
geſtellten und Beamtenverbände, werden ſicherlich wie bis
her auch in Zukunft nach dieſer Richtung hin ihre ganze
Kraft einſetzen

um Entwurf eines
Arbeitsgerichtsgeſetzes.

Der Verband Deutſcher Gewerbe Und Kaufmanns-
gerichte hatte, um eine Meinungsklärung über den vor
läufigen Arbeitsgerichtsgeſetzentwurf in beteiligten Krei
ſen herbeizuführen, kürzlich eine außerordentliche Ver
bandstagung nach Stuttgart einberufen, in der lebhaft
um das Für und Wider zum Entwurf geſtritten wurde.
Der Bericht von Dr. Baum über die Einzelheiten des Ent
wüurfes Und die Refſerate von Dr. Landsberger Berlin
und Prof. Dr. Erdel Mannheim über die Organiſation
der Arbeitsgerichte betonten, daß der Entwurf krotz man
cher Mängel, die noch beſeitigt werden müſſen, doch wohl
eine Grundlage für das kommende Arbeitsgerichtsgeſetz
bietet. Gewiß wird die Form der alten Kaufmanns- und
Gewerbegerichte fallen gelaſſen werden müſſen, aber der
Geiſt ſolle in den neuen Sondergerichten, die in erſter Jn
ſtänz auch die Rechtsanwälte ausſchließen müßten, erhal
ken bleiben. Durch den neuen Organismus ſei ein lücken
loſes Netz von Arbeitsgerichten gegeben, dabei ſei der For
derung nach einfacher, ſchneller und billiger Rechtſprechung
weiteſtgehend Rechnung getragen, ſo daß die meiſten Fälle
wie bisher ſchon in der erſten Jnſtanz ihre Erledigung
finden können.

In der Ausſprache ſtand an erſter Stelle ſtark umſtrit
ken die Frage der Zulaſſung der Rechtsanwälte in der er
ſten Jnſtanz, und temperamentvoll traten die Rechtsan
wälte für ihre Zulaſſung ein. Dagegen aber erhob ſich
überwiegender Einſpruch, ohne daß damit die Arbeit der
Rechtsanwälte an ſich abgelehnt werden ſollte. Jn den
Berufungsinſtanzen, Landesarbeits und Reichsarheits
gericht, ſollen die Rechtsanwälte zugelaſſen werden. Die
Diskuſſton knüpfte dann och an die Berichte über das
Verfahren in erſter e Juſtißzrat FriedrichsJlme
nau u. Stadtrichter NeukinKarlsruhe), über die Rechts
mittel Rechtsanwalt r Baum Berlin), über die Pro
zeßvertretung (Juſtizrat Sauer Köln), über die Beiſitzer
wahl Bürgermeiſter auerBrfeg) und über die Ueber
gangsbeſtimmungen Oberamtsrichter Dr. Krönig-Ham
burg) an. Schließlich wurde noch über das Fortbeſtehen
des Verbandes Deutſcher Gewerbe und Kaufmannsgerichte
eine Entſchließung angenommen.

Die ſehr ſtark beſuchte Verſammlung ſetzte ſich aus
Juriſten, Vorſitzenden und Beiſitzern der Gewerbe und
Kaufmannsgerichte, Vertretern von wirtſchaftlichen Ver
einigungen, Gewerkſchaften und Verbänden, ſowie Regie
rüngs, Landes und Stadtverkretungen zuſammen. Lei
der waren nur ſehr wenige Frauen antweſend, die aus
nahmslos Mitglieder des Verbandes der weiblichen Han
dels und Bürovangeſtellten bezw. des Deutſchen Gewerk
ſchaftsbundes Ortsverband Berlin waren. Es wäre wohl
zu wünſchen, daß bei dem erweiterten Arbeitsgebiet, das
ſich für die kommenden Arbeitsgerichte ergeben wird, ſi
alle intereſſierten Frauengruppen um dies neue Geſetz
kümmerten, damit u. g. bei Benennung der Beiſitzer ſpä
ter nicht die in Frage kommenden Frauenverbände über

ſehen werden. Johanna Krühger.
Augeſeltenfragen

Die Konzentrationsbeſtrebungen
der Jnduſtrie und das Betriebsrätegeſetz.

Die Konzentrationsbeſtrebungen in Handel und Jn-
duſtrie nehmen einen immer größeren AUmfang an. Es
handelt ſich dabei keineswegs nur um wirtſchaftliche Fuſio
nierungen in Geſtalt von Konzernen, Truſts uſw. ſondern
es entſtehen im zunehmenden Maße Großunternehmen mit
eigener Rechtsperſönlichkeit zumeiſt in der Form von Ak
tiengeſellſchaften, wie neuerdings die J. G. Teerfarben
A.G. die Deutſche Petroleum A. G. u a. in und ſchon
früher die A.E.G., die SiemensSchuckert A.G. die Fried
rich Krupp A.G. uſw. Wenn man auf dieſe Weiſe die
Leitung ganzer Betriebsgruppen und ſelbſtverſtändlich auch
die Regelung der Arbeitnehmerfragen an einer Stelle ver
einigt, ſo kann natürlich auf der anderen Seite auch auf
eine Zuſammenfaſſung der Betriebsvertretungen in einer
Spitze nicht verzichtet werden. Das Betriebsrätegeſetz
läßt die Bildung von Geſamt und gemeinſamen Betriebs
räten nur unter der Vorausſetzung zu, daß ſich die Betriebe
an ein und demſelben Orte oder nahe beieinanderliegen
den Orten befinden und daß es ſich ferner um Betriebe des
ſelben Betriebszweiges handelt. Die erſte Vorausſetzung
iſt jedoch heute nur noch ſelten, die zweite nicht im er
mehr gegeben, ſo daß eine wirkſame Wahrnehmung der den
Betriebsräten zugewieſenen Aufgaben in den Großbelrie
ben zurzeit nicht möglich iſt. Um dieſe Lücke auszufüllen,
hat der Gewertſchaſtsbund der Angeſtellten (G. D. A.)
neuerdings beim Reichsarbeitsminiſterium eine Aenderung

Weiſe

des Betriebsrätegeſetzes dahingehend beankragt, daß die
beiden erwähnten einſchränkenden Vorausſetzungen geſtri
chen werden und auf dieſe Weiſe die Bildung von Geſamt
betriebsvertretungen für Großunternehmen mit eigener
Rechtsperſönlichkeit allgemein ermöglicht wird

h t f e cPeanlenrgen

Warteſtandsbeamte und Penſionäre
klägen über mangelnde Rechte und ihre wirtſchaftliche Not
lage. Der demokratiſche Abgeordnete Sch u l d tSteglitz
beantragt bekanntlich im Reichstage. daß den Beamten die
im Warteſtand zugebrachte Zeit voll auf die penſions
fähige Dienſtzeit gerechnet werde. Er beantragte ferner,
daß die Altpenſionäre mit den Neupenſtonären bezüglich
ihrer Einſtufung gleichgeſtellt werden. Schließlich for
derte derſelbe Abgeordnete noch, daß der Angehsrige eines
ledigen Beamten, der ihm die Wirtſchaft geführt hat, beim
Ableben des Bamten penſionsberechtigt ſet

Alle dieſe Anträge ſind von den Rechtsparteien den
Deutſchnattionalen, der Deutſchen Volkspartei, der Wirt
ſchaftlichen Vereinigung gegen die Stimmen der Links
parteien abgelehnt worden.

Der deutſchnationale Finanzminiſter Dr. Hergt
lehnte in der Kriegszeit den darbenden Penſſonären die
Erhöhung ihrer Bezüge rundweg ab. Die Linksregierun
gen der Republik ließen die Penſionen mit den Beamten
bezügen ſteigen Wer Rechts wählt, tritt darit für die
Hürzung ſeiner Bezüge ein und verhindert den ſozialen
Ausbau der Penſionsgeſetze!

Darum wählt demokratiſch!
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Deutſchnationale
für einen neuen Beamtengabban.

Kaum iſt es den Demokraten gemeinſam mit den
übrigen Linksparteien im Reichstag gelungen, die von den
Rechtsparteien provozierte PerſonalAbbau Verordnung
zum größten Teil zu Fall zu bringen, beginnen die Deutſch
nationalen im Preußiſchen Landtag nach einem neuen Be
amtenabbau zu rufen. Jhr Redner, der Abg. Dr. v. Ma
retzki ob tie in der Sitzung des Landtags vom 15. Okto-
ber das Sanierungswerk der Reichsregierung, d. H. die
Entrechtung zahlreicher Beamten durch die PAV. Und
ſtellte demgegenüber feſt, daß der Beſoldungsſtaat Preu
ßens um 92 Prozent ſeit 1913 geſtiegen ſei. Der Beſol
dungsaufwand der Gemeinden ſtehe in keinem Verhältnis
zur Leiſtungsfähigkeit des Volkes und der Wirtſchaft. Auch
die Aufſichtspflicht über die Kommunen ſei gröblich außer
Acht gelaſſen worden, u. a. m.

Wir haben es hier mit einer neuen Auſmachung der
Regierung zu einem weiteren Perſonglabbau
und zur Verſchärfung des Beſoldungsſperrge
etz es zu tun. Es iſt gut, wenn ſich die Beamtenſchaft die
Beamtenfreunde aus dem deutſchnationalen Lager und
ihre Helfer aus der Deutſchen Volkspartei bei den kom
menden Wahlen genau anſieht.

Aus der Franenhewegung

preußiſchen Kreis
Abrechnung!

Jn wenigen Wochen werden die
und Provinziallandtagswahlen erfolgen. Wahl heißt je
desmal: Abrechnung. Abrechnung der Wähler mit
den Parteien. Abrechnung der Parteien untereinander

Wir haben, im neuen wie im alten Deutſchland, meiſt
die Erfahrung gemacht, daß die Wahlen in kleineren Be
zirken einem weit geringeren Intereſſe begegnen, als
Reichswahlen. Das iſt kief zu beklagen. Einmal, weil
eine wirkliche Demokratie nur von unten her aufgebaut
werden kann. Zum anderen, weil eben jede Wahl eine
Abrechnung iſt. Die bevorſtehenden Wahlen fallen in einen
Zeitpunkt, in dem das Maß deutſchnationaler „Taten“
übervoll iſt. Verbikterung der durch demagogiſche, in keiner

gehaltene Aufwertungs Verſprechungen hinters
Licht geführten Mittelſtändler, die als „Vaterlandsverrat“
beſchimpfte, von der Partei bis zum heutigen Tage ſabo
kierte „Erfüllungs“ und Paktpolitik, für die im gleichen
Augenblick deutſchnationgale Reichsminiſter verantwortlich
zeichnen, die halbierte DawesZuſtimmung, die volksfeind
liche Zoll und Steuerpolitik, der famoſe Reichsſchulgeſetz
entwurf. Wir begrüßen die bevorſtehenden Wahlen, als
Gelegenheiten, in weiteſtem Umfang Aufklärung darüber
zu verbreiten, welch frivoles Spiel die Rechtsparteien mit
dem deutſchen Volke, mit den deutſchen Wählern getrieben
haben. Jhre Regierung hat genau die Wege der Rathenau,
Wirth Und Marx nachgehen müſſen, weil nur ſie zu einer
Befreiung Deutſchlands und zur Befriedung Europas füh
ren können. Sie haben eingeſehen, daß die Republik nicht
wieder beſeitigt werden kann. Nichts aber liegt ihnen fer
ner, als dies Fiasko ihrer Prograinme einzugeſtehen. An
gebrochen iſt ihr, in faſt unbeſchränkter Herrſchaft im alten
Deutſchland geübter, unbändiger Wille zur Macht.
Sie haben ihn bei der ſkrupelloſen Vergewaltigung der
Minderheit in den Steuer und Zollgeſetzberatungen über
deutlich bewieſen. Mit dieſen Gewohnheiten einer Herren
kaſte ſuchen ſie guch die tiefe Se h nſucht nach reli-
göösſer Erneuerung, die nach dem Grauen des
Krieges durch unſer ganzes Volk, insbeſondere durch die
deutſche Frauen welt geht, für ihre Zwecke auszu
nutzen. Die törichte Propaganda der Sozialdemokratie
für die „weltliche“, religionsloſe, alſo auch weltanſchauliche
Schule, hat ihnen den Weg zum Reichsſchulgeſetzentwurf
erleichtert, der die Staats und Gemeinſchaftsſchule den
Kirchen opfern will. Die „Kirchenaustrittsbewegungen“,
die gläubige Menſchen verletzen muß, erleichtert eine kirch
liche acht politik, die zu nichts weniger als einer wah
ren Volkskirche führen kann. Unendlich notwendiger iſt
es, die breiten Maſſen zur Mitarbeit an einer demokrati



ſchen, wahrhaft volkstümlichen Reform der Kirche aufgzu

rufen.
Abrechnung! Die Demokraten dürfen die herrſch

gewohnte Geſchicklichkeit der deutſchnationalen Agitation
nicht außer Acht laſſen, auch nicht vergeſſen, daß die Zeit
ſeit der Befreiung von der konſervativen Vorherrſchaft
noch zu kurz iſt, um der hin und hergehetzten Maſſe ſchon
Die volle politiſche Reiſe gebracht haben zu können. Die
bevorſtehenden Wahlen haben mehr als regionale Bedeu
tung. Es muß mit allen Mitteln verſucht werden, die
Wahlmüdigkeit zu bekämpfen Aufklärung insbeſondere
auch unter den Frauen, die unter dein Niedergang der
Kultur am ſchmerzlichſten leiden darüber zu verbreiten,
wie allein wahre Freiheit und wahres Volkswohl zu er
ringen ſind.

Hausgehilfengefetz
und Hausfrauen.
Von

Emma Kromer, M. d. R. W. R.
Der Ring nationaler Frauen hat ſich an den Reichs

arbeitsminiſter gewandt mit der Bitte, dem ſozialdemos-
kratiſchen Ankrag, das Hausgehilfengeſetz dem Reichstag
baldigſt vorzulegen, nicht ſtattzugeben, da eine Nottwen
digkeit hierzu nicht vorliege Ein ſolches Geſetz ſei über
flüſſig, bringe Unruhe in die Familie und ähnliche Ar
gumente.

Es wird in dieſem Zuſammenhang intereſſieren, daß
die Organiſationen der Arbeitgeberinnen
(Reichsverband deutſcher Hausfrauenvereine) und der
Arbeitnehmer bereits im Dezember vergangenen
Jahres eine Eingabe an den Reichstag und das Reichs
ärbeitsminiſterium gemacht haben, in der ſie dringend
die baldige Verabſchied ung des Geſetzes forder
ten. Die Vorſchriften des B. G. B. ſind völlig ungenügend
für die Regelung des Arbeitsverhältniſſes in der Haus
haltung. Die alte Geſindeordnung und der Geiſt, aus dem
fie geboren wurde, haben ſich längſt überlebt. Es gilt
auch hiersneue Wege zu gehen, die zu einer Hebung des
Berufs der Hausangeſtellten einerſeits und andererſeits
zu einer Sicherung des Arbeitsverhältniſſes in der Haus
wirtſchaft führen, die ſeiner beſonderen Eigenart gerecht
werden. Die Frage der Arbeitsbereitſchaft, der Kündigung,
des Lichtbildausweiſes als Sicherheit gegen
eder gar verbrecheriſche Elemente,
und Zeugnis all das muß geſetzlich geregelt werden, im
Intereſſe beider Parteien, der Arbeitgeber ſowie der Ar
beitnehmer.
ſogialpolitiſches Verſtändnis hätten, daß ſie nicht mit der
artig billigen Einwänden kommen, wie „die Geſundung
und Exſtarkung unſeres ganzen Volkes geht von der Fa
milie aus daher bitten wir von einem Hausgehilfen
geſetz abzuſehen, es bringt „Anruhe in die Familie Da
durch wird man kaum zur Hebüng des Hausange-
ſtelltenberufes veitragen, wenn man ihn allein
hergusnimmt aus der Regelung des allgemeinen Arbeits
rechts, wenn man gerade für dieſen Beruf ablehnt, was
man jeder berufstätigen Frau, ſei es in der Fabrik, im
Büro oder im Handwerk zugeſteht: eine beſtimmte Siche
rung des Arbeitsverhältniſſes. Jede demokratiſch geſon
nene Frau jedenfalls wird dieſe auch für die Hausange
ſtellte dringend wünſchen.

„Frauenarbeit im Volksdienſt.“
zu der die „Rheini-Dies das Motto einer Tagung,

ch e Frauenliga“ für die Zeit vom 8. 11. Oktober
d. Js. eine Anzahl von Frauen, die die Frauenarbeit in
den beſetzten Gebieten führen, und Führerinnen der
Frauenarbeit aus dem übrigen Deutſchland nach Würz
burg eingeladen hatten. Politiſchgeſchichtliche, wie poli
tiſche Gegenwartsfragen, Fragen der „Erziehung der Ju

gend zur Volks gemeinſchaft und der „Frauenarbeit im
Volksdienſt wurden von namhaften Perſönlichkeiten, wie

Graf Lerchenfeld, Staatsſekretär von Hintze, Generalſtaats
anwalt NortzMünchen, Prof. Dr. RühlmannBerlin, Dr.
Freiin v. Hertling, Dr. Gertraud Wolf München und an
deren, in fein aufeinander eingeſtellten Referaten erörtert.
Die anhaltende geſpannten Aufmerkſamkeit der Teilnehme
rinnen bei der ſehr zahlreichen, faſt pauſenloſen Vortrags
folg beſtätigte die Vorausſetzung, daß die Frauen aus den
beſetzten Gebieten gern die Gelegenheit wahrnehmen, ein

n mal offene Worte über die politiſche Situation, in der wir
m ſtehen, zu hören. Ein Tag war dafür vorgeſehen, von den
e Frauen aus den beſetzten Gebieten Berichte über die chari

fkative und ſoziale Frauenarbeit entgegenzunehmen. Geſel
liges Beiſammenſein und ein gemeinſamer Ausflug trugen
mit dazu bei, zwiſchen den Frauen aus den beſetzten Ge
bieten und den anderen Frauen das Gefühl der Schick

jſalsgemeinſchaft, des Miteinanderverbundenſeins, in be
ſonders ſchöner Weiſe zu ſtärken und zu vertiefen, und
wenn die Tagung keinen anderen Erfolg gehabt hätte als
dieſen, dann wäre ſie doch nicht unnütz geweſen. G. Wi.

Seht die Wählerliſten ein!
Die Wöhlerliſten für die auf den 29. November ange

ſetzte Wahl zum Provinziallandtag und zu den Kreistagen
liegen vom Sonntag, den 25. d bis einſchließlich
Sonnabend, den 7. November, an den in den einzelnen
Wahlbezirken kenntlich gemachten Orten öffentlich zu je

dermanns Einſicht aus.
Alle Wahlberechtigten (Männer und Frauen) haben

die Pflicht, die Liſten zu prüfen und ſich zu vergewiſſern,
daß ſie darin verzeichnet ſind. Wer nicht in der Wähler-
liſte ſteht, hat ſofort die nachträgliche Aufnahme bei ſeiner
Wahlbehörde zu beantragen. Wer am Tage der Wahl in
der Wählerliſte fehlt, verliert ſein Wahlrecht.

Demokraten! Sorgt dafür, daß der Partei keine

unlautere
Arbeitsbeſcheinigung

Man ſollte meinen, daß unſere Frauen ſoviel

hege mann n eineAus Parlamenten u Parteien l

Hie Beutſchvölkiſchen
ſind mit Hindenhurg fertig.
Unter der Aeberſchrift: „Der Tragödie letzter Akt

kündigt der frühere deutſchvölkiſche Reichstagsabgeord
nete Stelter dem Reichspräſidentken v. Hindenbürg Freund
ſchaft und Vertrauen, weil Hindenburg im Begriffe ſteht,
den Vertrag von Locarno, „das 3. Verſailles“, mit ſeinem
Namen zu unterzeichnen. Mit dieſer Anterzeichnung, ſo
ſchreibt Stelter elegiſch, „fällt der Vorhang über dem letz
ten Akt der Tragödie des Feldmarſchalls 5. Hindenbuürg
und Beneckendorf, wie wir Deutſchoölkiſchen es bereits un
mittelbar nach ſeiner Wahl zum Reichspräſidenten vor
ausſahen „Offen und unerſchrocken ſagt Stelter die
„Wahrheit“ und dieſe lautet: Mit der Unterſchrift von
Hindenburgs unter dem Verkrag von Locarno, einſchließ
lich des Eintritts in den Pölkerbund, werden die ſchamloſe
ſten Wünſche aller offenen und verſteckten Feinde eines
freien, unabhängigen Deutſchland, werden Die kühnſten
Hoffnungen aller deutſchen Volks und Vaterlandsver-
räter erfüllt werden. Der Nationalheros des deutſchen
Volkes ſcheine das Opfer bringen zu wollen zur Abwen
dung des Chaos; aber die Deutſchvolkiſchen hätken ein
Recht darauſ, in dieſem für Generationen hinaus entſchei
dungsvollen Augenblick deutſcher Geſchichte ihren eigenen
Weg zu gehen Die Selbſtaufopferung eines Hindenburg
im Hinblick auf ſeine ganze Tradition und Weltanſchau
ung mag, perſönlich geſehen, ſchwer genug ſein, das von
uns geforderte Opfer einer in aller Ehrerbietung rück
ſichtsloſen Oppoſition gegen den Schmachvertrag von Lo
carno, den wir nie und nimmer anerkennen, auch wenn
er ſeine Anterſchrift trägt, oder gerade weil er voraus-
ſichtlich ſeine UAnterſchrift tragen wird, iſt gewiß nicht leich
er. Der Tag, da die verehrungswürdige Geſtalt eines
Hindenburgs im „Rate der Gottloſen zu ſitzen und von
gotte und vaterlandsloſen Parteipolitikern gepreßt wer
den wird, ſieht uns abſeits ſtehen. Das hätte ſich Herr
von Hindenburg wohl nicht kräumen laſſen, daß er bereits
ein halbes Jahr nach dem Antritt ſeiner Präſidentſchaft
von denjenigen, die ihn ſeiner Zeit mit dem größten Ju
belgeſchrei auf den Schild erhoben haben, als „Feind
Deutſchlands zum alten Eiſen geworfen wird.

Heffentliche Gelder
für den Reichslandbund?
Eine „Sanierung“ der Landbundgenoſſenſchaſten

iſt jetzt im Gange, die ſo eigenartig iſt, daß die Aufmerk
ſamkeit aller Kreiſe darauf gelenkt werden muß. Das
Berliner Tageblatt war am Donnerstag abend in der
Lage, mitzuteilen, der Reichslandbund habe dem Reichs
verbande der deutſchen landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaf
ken den Vorſchlag gemacht, er ſolle ſämtliche Reichsland
bund-Genoſſenſchaften mit allen Einrichtungen, aber auch
allen Schulden übernehmen und ſolle für dieſe im völligen
Zuſammenbruch befindlichen Unkern hmungen eine jähr
liche Gegenleiſtung von 600000 Mat an die politiſche
Spitze des Reichslandbundes abſühren Auf dieſe Weiſe
würde ſich einerſeits der Reichslandbund die unangenehrie
Liquidierung der zuſammenkrachenden Genoſſenſchaften er
ſparen und das ganze Odium dem Reichsverbande auf
bürden. Auf der anderen Seite aber wäre der geſamte
politiſche Apparat, die Unterhaltung der rieſigen Ge
ſchäſtsſtelle in Berlin und die Fortführung der politiſchen
Manöver des Landbundes geſichert. Dieſe Nachricht er
ſchien zunächſt faſt unglaublich, aber ſie findet ihre Beſtä
tigung in einer Mitteilung, die der Reichslandbund nun
mehr am Freitag morgen in ſeiner Preſſe veröffentlicht.
Danach haben in der Tat auf Anregung des Reichsland
bundes zwiſchen dieſem und dem Reichsverband der Deut
ſchen land wirtſchaftlichen Genoſſenſchaften Beſprechungen
ſtattgefunden, „um über die Möglichkeit einer Ueberſüh-
rung der genoſſenſchaftlichen Einrichtungen des Reichs
landbundes zu verhandeln. Zur Erledigung der Ange
gelegenheit ſei eine Kommiſſion eingeſetzt, die die Sache
ſchleunigſt zum Abſchluß bringen werde. Wenn der Reichs
verband landwirtſchaftlicher Genoſſenſchaften eine angeblich
völlig unpolitiſche Organiſation, dieſe Transaktion mit
einer ſo ausgeſprochen politiſchen Vereinigung wie dem
Reichslandbunde durchführen wollte ſo wäre ſchon dadurch
Anlaß zu lebhafteſter Kritik gegeben. Es kommt aber
hinzu, daß der Reichsverband derartige finanzielle Ver
pflichtungen nicht ohne Anterſtützung der preußiſchen Zen
tralgenoſſenſchaftskaſſe eingehen kann. Wir ſtehen alſo
vor der ungeheuerlichen Tatſache, daß geplant wird, den
politiſchen Apparat des Reichslandbundes durch öffentliche
Gelder ſicherzuſtellen. Hier erwächſt dem preußiſchen Fi
nanzminiſterium als der Aufſichtsbehörde für die Zentral
genoſſenſchaftskaſſe die Pflicht, ſofort nach dem Rechten zu
ſehen und die von den Agrariern in Ausſicht genommene
parteipolitiſche Verwendung von Stagatsgeldern zu unter
binden. Jm Hinblick hierauf hat denn auch die demokra
tiſche Fraktion des preußiſchen Landtags folgende Kleine
Anfrage eingebracht: „Zeitungsnachrichten zufolge ſollen
die zuſammenbrechenden Genoſſenſchaften des Reichsland
bundes von dem Reichsverbande land wirtſchaftlicher Ge
noſſenſchaften mit allen Einrichtungen, aber auch mit al
len Schuldverpflichtungen übernommen werden. Zur Sa
nierung der parteipolitiſch und unſachlich geleiteten Land
bundgenoſſenſchaften ſoll die Vermittlung der Preuß.
Zentralgenoſſenſchaftskaſſe angerufen ſein. Wir fragen
das Staatsminiſterium: Sind dieſe Angaben zutreffend?“
Da der Reichslandbund ſelbſt die Richtigkeit jener Zei
tungsangaben zugibt, ſo wird man jetzt vor allem die Er
klärung des Finanz miniſteriums zu erwarten haben, daß
es die Zentralgenoſſenſchaftskaſſe zu ſolchen Dingen nicht

SHer Jungdo für Verſtändigung
mit Frankreich.

Es geſchehen noch Zeichen und Wunder Der „Hoch
meiſter des Jungdeutſchen Hrden, einer Organiſation von
bisher ausgeprägt nationaliſtiſchem Charakter, hat dem
außenpolikiſchen Leiter des deutſchfeindlichen Matin Ju
les Sauerwein, eine Unterredung gewährt, in der er ſich
nachdrücklich für eine Verſtändigung Deutſchlands mit
Frankreich ausſpricht. Hochmeiſter Marauhn vertritt da
nach die Anſchauung, daß „ein Zuſammengehen der ſranzö
ſiſchen und der deutſchen Wirtſchaſt mit oder ohne Eintritt
Englands in dieſe Kombination die Garantie eines wirk
lich dauernden Friedens ſein würde. Er empfiehlt „ein
franzsöſiſch deutſches Jnduſtriebündnis großen Maßſtabes,
von der ſranzöſiſchen und der deutſchen Regierung auf
einen langen Zeitraum als unguflöslich garantiert und
ſchlägt als Gegenleiſtungen Frankreichs eine ſchnellere Räu

mung der beſetzten Gebiete vor und Außerkraftſetzung des
Friedensvertrages von Verſailles, ſoweit er die Beziehun
gen zwiſchen Frankreich und Deutſchland angeht. Das
Letztere würde, wie er auseinanderſetzt, ganz weſentlich
auch im Jntereſſe Frankreichs liegen. Wir wollen darauf
verzichten, die Einzelheiten dieſes Marauhnſchen Paktes
eingehend zu kritiſteren, die Hauptſache iſt, daß ſelbſt eine
Hrganiſation wie der Jungdeutſche Orden anerkennt, mit
den bislang von ihm betriebenen Methoden des Nationg
lismus konne eine brauchbare Politik nicht geführt wer
den und eine wirkliche Befriedung Europas laſſe ſich nur
durch eine Verſtändigung zwiſchen Deutſchland und Frank
reich erzielen. Daß dieſe Erkenntnis jetzt gekommen iſt, iſt
erfreulich Wir hätten nur gewünſcht, der Jungdo und
ähnliche Vereine hätten ſich früher zu ihr durchgerungen.
Dann würden Männer wie Walter Rathenau noch unter
uns ſein.

Seltſarme Schützer der Hemokratie.
Jm Verfaſſungsausſchuß des Preuß. Landtages hat

ſich jüngſt ein Vorfall abgeſpielt, der gewiß weite Kreiſe
intereſſiert. bei Erörterung der Frage, ob nach Neuwahl
des Landtages auch der Miniſterpräſident neu zu wählen
ſei, fanden ſich die Deutſchnationalen, Volksparteiler und
Kommuniſten zuſammen, um mit großem Nachdruck die
Rechte der Demokratte wahrzunehmen. Dieſe Rechte näm
lich, ſo erklärte das merkwürdige Kleeblatt, ſeien verletzt,
wenn nicht jedesmal ein neuer Landtag das Recht zur
Neuwahl des Miniſterpräſtdenten erhalte. Mit großer
Wärme entwickelten die Redner jener Parteien die Not

ſchen Grundanſchauungen heraus! Abgeſehen von den
juriſtiſchen Gegengründen wies demgegenüber der demo-
kratiſche Abg. Dr. Grzimek darauf hin, gerade die Rechte
hebe doch immer wieder hervor die neuen Staatsformen
in Preußen und Deutſchland ſeien der Eigenart des deut
ſchen Volkes nicht genügend angepaßt und ahmten fremde
Verfaſſungen zu ſtark nach. Bei der preußiſchen Verfaſ
ſung liege in der Beſtimmung, da nicht die Hälfte der zu
fällig anweſenden, ſondern mindeſtens die Hälfte der ſämt
lichen Abgeordneten notwendig ſei, um den Miniſterpräſi
denten oder einen Miniſter zu ſtürzen, eine Anpaſſung der
Grundſätze der Demokratie an die deutſchen Verhältniſſe
Die innere Zerriſſenheit Deutſchländs erfordere gewiſſe
Vorbeugungsmaßnahmen gegen eine übertriebene Mini
ſterſtürzerei und der deutſchnationale Abg. v. Kries habe
früher gerade immer betont, daß eine ſolche Maßnahme im
Sinne der Autorität des Staates und einer ſtabilen preu
ßiſchen Regierung überaus wünſchenswert ſei. Jetzt aber,
wo es ihnen in den Kram paßt, behaupten die Deutſch
nationalen glatt das Gegenteil. Das iſt konſequente Po
litik, verantwortungsbewußte Oppoſition einer ſtaats
erhaltenden Partei!Naumann-Kalender 1926.

Der Verlag Neuer Staat hat wie alljährlich ſo auch
für 1926 einen NaumannKalender herausgebracht, der
allen Freunden Friedrich Naumanns und darüber hinaus
allen politiſch Jntereſſierten ſehr willkommen ſein wird.
Bringt er doch neben den beſten Gedanken Naumanns
über Kunſt und Handwerk, die noch heute und gerade
heute von Bedeutung ſind, auch eine Fülle von Aufſätzen
über Gegenwartsfragen.
Dr. Redslob, Erich Dombröwoski, Oberregierungsrat Dr.
H. Simons, der preußiſche Handelsminiſter Dr. Schreiber
Und manche andere wertvolle Aufſätze beigetragen. Ein
ausgezeichnetes Kalendarium und vorzügliches Bildwerk
ſchmücken den Kalender, deſſen Preis ſo gering geſtellt iſt
(75 Pfg.), daß ihn jeder ſich anzuſchaffen vermag. Beſtel
lungen beim Verlag Neuer Staat, Berlin SW. II, Bern
burgerſtraße 18.

Karl Schumacher,
der Generalſekretär der Deutſchen Demokratiſchen Partei

für den Wahlkreis Berlin beging am 27. Oktober die Feier
ſeines 70. Geburtstages 32 Jahre hindurch ſteht jetzt der
Jubilar in unverminderter geiſtiger und körperlicher
Friſche im Dienſte der Parteien, die die Erziehung des Vol
kes zu wahrhaft liberaler und demokratiſcher Geſinnung
auf ihre Fahne geſchrieben haben, und erfolgreich hat er
an dieſer Erziehung mitgearbeitet, zuerſt als Partei
ſekretär in Erfurt, dann ſeit 1905 in Berlin als Funktio
när der Freiſinnigen, ſpäter der Fortſchrittlichen Volks
partei und ſeit 1918 der Deutſchen Demokratiſchen Partei
Bei zahlreichen Neuwahlen hat er vor dem Kriege auch in
anderen Wahlkreiſen mitgeholfen und iſt ſo beſonders in
Mittel und Oſtdeutſchland überall bekannt geworden.
Möge der geachtete Parteifreund noch recht viele Jahre
ſeine wertvollen Dienſte dem Ausbau der Demokratie zu
widmen in der Lage ſein

Verant wortlich für die Schriftleitung: Freda Marie Gräfin zu
Dohna, für den Anzeigenteil und Verlag Deutſche mo

kratiſche Partei. Sämtlich in Halle

Stimme verloren geht. zur Verfügung ſtellt.
Druck: Buchdruckerei der Allgemeinen Zeilung, Delitzſch.
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Ein deutſchnationaler Muſter
Parlamentarier

iſt der frühere Polizeimajor Borck, Mitglied des Preuß.
Landtages, der bei ſeinen Fraktionsgenoſſen als Autori
tät in Polizeifragen gilt, obwohl er ſeinerzeit ſein Ab
ſchiedsgeſuch damit begründete, daß er keinerlei Eignung
für den Polizeidienſt habe. Als nun dieſer Abg. Borck, der
in der letzten Zeit die Oeffentlichkeit weit mehr beſchäftigt
hat, als der Bedeutung ſeiner Perſon entſpricht, am 16.
Oktober im Landtage erklärte, daß es in der Schutzpolizei
an Wahrhaftigkeit fehle, nahm ſich am nächſten Tage der
demokratiſche Abg. Barteld dieſen Wahrheitsfanatiker
etwas unter die Lupe und ſtellte feſt, daß eine große Anzahl
der Angaben, die Abg. Borck im amtlichen Handhuch für
den Preußiſchen Landtag 1925 über ſich gemacht hat, unzu
treffend ſind. Abg. Borck ſuchte ſpäter den peinlichen Ein
druck dieſes Nachweiſes durch ein paar allgemeine Redens
arten abzuſchwächen, Abg. Barteld aber erſuchte, um die
Sache klarzuſtellen, den deutſchnationalen Abgeordneten,
fein Einverſtändnis dazu zu geben, daß aus Borcks Perſo
nalpapieren die notwendigen Angaben gemacht werden.
Das hat Abg. Borck nicht getan, dagegen ſchickte er den
deutſchnationalen Abg. Dallmer in der nächſten Sitzung
zu einer Erklärung vor, durch die die Behauptungen des
Abg. Barteld als unrichtig hingeſtellt werden ſollten.

Daraufhin hat nunmehr Abg. Barteld in der Land
tagsſitzung vom Mittwoch nachſtehende Erklärung abge
geben „Der Herr Abg. Dallmer hat nach dem Steno-
gramm in der 82. Sitzung des Landtages am Montag, den
19. Oktober d. Js. folgendes ausgeführt: „Vorgeſtern hat
Herr Kollege Barteld den Geſchmack gehabt, unſern Kolle
gen Borck in einer perſönlichen Art anzugreifen mit Aus
führungen, die auch den Tatſachen nicht entſprechen Was
er aus dem Handbuch vorgetragen hat, war durchaus un
richtig geleſen. Jch weiſe dieſe Anterſtellungen des
Herrn Abg. Dallmer mit aller Entſchiedenhetit zürück.
Was ich aus dem Handbuch für den Preuß. Landtag ver
leſen habe, entſpricht genau dem Wortlaut in der Lebens-

g. Borck im „Handbuch für den
reußiſchen Landtag 1925 Was meine weiteren Bemer

kungen in bezug auf dieſe Angaben des Herrn Abg. Borck
angeht, ſo verweiſe ich auf meine Ausführungen vom 17.
Oktober, in denen ich geſagt habe: „Wenn der Abg. Borck
der Anſicht ſein ſollte, daß dieſe Mitteilungen nicht richtig
wären, dann fordere ich ihn auf ſein Einverſtändnis dazu
zu geben, daß der Herr Miniſter des Jnnern aus den Per
ſonalpapieren des Herrn Abg. Borck die notwendigen An
gaben macht. Jch habe dem auch heute nichts hinzuzu
fügen

Zölle Steyern Deulſche Vollbsparte.

Der Deutſchen Volkspartei iſt es außerordentlich un
ängenehm, daß in den demokratiſchen Verſammlungen in
Berlin, die im Hinblick auf die Stadtverordneten wahlen
am letzten Sonntag ſtattfanden, auch die Zoll und
Steuergeſetze in die Debatte gezogen wurden und unter
ſücht wurde, welche Parteien die Schuld an der Verteue
rung der Lebenshaltung tragen. Ein gerüttelt Maß die
ſer Schuld fällt nämlich auch auf die Deutſche Volkeportei.
Daher der Schmerz. Jn Berliner Rechtsblättern ſtöppelt
daher die Deutſche Volkspartei eine Art Entſchuldigung
züſammen, um ſchließlich zu dem verblüffenden Reſultat zu
kömmen, daß Sozialdemokraten und Demokraten an der
Teuerung die Schuld tragen. Wir haben es nicht nötig,
auf die groteske Entſtellung der Tatſachen aus Eigenem
was zu erwidern; wir begnügen uns auf die Mitteilung
der Ausſagen eines gewiß unverdächtigen Zeugen des
Abg. Cremer von der Deutſchen Volkspartei Dieſer Herr
ſagte am 11. Oktober auf einem volksparteilichen Partei
kage für Mecklenburg Lübeck wörtlich. „Leider hat der
keutſchnationale Finanzminiſter v. Schlieben nicht dafür
Jeſorgt, daß die deutſche Wirtſchaft im abgelaufenen Jahr
die dringend notwendige Atempauſe erhielt. So ſind im
Sorigen und dieſem Jahr aus den von der Wirtſchaft ge
eiſteten Reichseinnahmen etwa 2,2 Milliarden Ueber
ſchüſſe erzielt, mit denen Reich, Länder und Gemeinden
Janz Unnötige und wirtſchaftlich gefährliche Finanzierun
en geſchaffen haben. Es war eine Sünde, gegen die
Wirtſchaft, ihr in dieſen Rieſenmengen das Arbeitskapital
un um es auf dem Amwege über ſtaatliche und

J ſubventionierte Banken ihr zu keueren Zinſen
wiederzugeben. Bei der heutigen Kapitalnot in Deutſch
ſand ſind derartige Spartöpfe der Regierung falſch. Und
ber die Zollpolitik ſagte Abg. Dr. Cremer: Leider ver

euert der Zolltarif die Produktion und erſchwert die Aus
gühr. „Zu den erwarteten Handelsverträgen ſeien wir

licht gelangt.“ „Statt deſſen macht der deutſchnationale
einen theoretiſchen Preis

ibbaul“ Hoffentlich hält der Abg. Eremer recht zahl
eiche Wahlreden mit dem Thema Wer iſt ſchuld an der

Teuerung?“

Vaterländiſche Freimanrerei.
Der Freimaurerbund „Zur aufgehenden Sonne“ (An-u

übhängige Großloge F. Z. A. S) hat ſich bekanntlich große
Berdienſte um die Verbreitung pazifiſtiſcher Gedanken in
Deutſchland und um die deutſch franzöſiſche Verſtändigung

worben. Dieſer Bund hielt kürzlich in Freiburg ſeine
diesjährige Jahresgeneralverſammlung ab. Die fort

Halle (S), OktobS
ab 1

onnabend, 31 r
ſchrittlichen Blätter Badens nahmen davon erfreulicher
weiſe Notiz und bemerkten auch, daß zahlreiche Vertreter
franzöſiſcher Logen an der Tagung teilnahmen. Schleunigſt
veröffentlichten nun die drei Freiburger altpreußiſchen Lo
gen in der ſtockreaktionären „Breisgauer Zeitung fol
gende Erklärung:

„Die hieſigen auf ſtreng vaterländiſchem Stand
punkt ſtehenden Freimaurerlogen „Zur edlen Ausſicht“,
„Friedrich zur Treue“, und „Zu den drei Tannen im
Schwarzwald“ erklären, daß ſie mit dem ſogenannten
Freimaurerbund „Zur aufgehenden Sonne“ in keiner
lei Beziehungen ſtehen, der glaubt, es mit ſeinen vater
ländiſchen Pflichten in Einklang bringen zu können,
wenn er mit den Logen unſerer unverſöhnlichen Feinde
Gemeinſchaft pflegt.

Erfreulicherweiſe beteiligte ſich die vierte Freiburger
Loge „Jn Treue feſt“, die der Bayreuther Großloge ange
hört, nicht an dieſem Entrüſtungsukas.

Die drei altpreußiſchen Logen erhielten nun von der
„Volkswacht“ folgende Abfuhr:

„Die Bemerkung iſt echt völkiſch einſeitig. Bekannt
lich gehörte auch einer der berühmteſten Freimaurer
Deutſchlands, Leſſing, einer nicht anerkannten Loge an.
Wer verleiht übrigens älteren Logen das Recht, jüngere
Neugründungen anzuerkennen, oder nicht? Der F. Z. A. S.
hat nicht nur von Anfang an ausdrücklich auf eine An
erkennung durch die geiſtig kulturell rückſchrittlichen deut
ſchen Altlogen verzichtet, ſondern rechnet ſich dieſe Anab
hängigkeit zur großen Ehre an. Dagegen arbeitet er als
einzige deutſche Großloge mit Eifer und Begeiſterung ge
meinſam mit den franzöſiſchen Großlogen an der deutſch
franzöſiſchen Verſtändigung. Sollte dieſe echt vaterlän
diſche Arbeit nicht größeren praktiſchen Wert haben als ein
bloßes Brüſten mit einer alleinſeligmachenden vaterländi
ſchen Geſinnung?“

VOPBSa nei
Der Spitzenkandidat unserer

Vorschlagsliste zum Provinziallandtag,

Herr Landrat
h

Wird am Mittwoch, den 11. Noyember,

in Halle sprechen

Nähere Mitteilungen erfolgen noch.

Als den Vereinen

Wahlvorſchlag
der Deutſchen Demokratiſchen Partei

im Regierungs-Bezirk Merſeburg

für die am 29. November ſtattfindende Provinzial
landtagswahl.

Dr. von Krauſe, Paul, Landrat in Querfurt
2. Renker, Fritz, Amtsleiter, Halle a. d. S.
3. Dr. Kühnlein, Johannes, Kreisarzt, Merſeburg
4. Zimmermann, Arthur, Landrat in Weißenfels
5. Richter, Friedrich, Kaufmann, Bitterfeld
6. Schierwagen, Franz, Landwirt, SchönewerdaUnſtrut
7. Schmid, Hans, Fabrikant, Sangerhauſen
8. Krauß, Toni, Hausfrau, Naumburg-S.
9. Minner, Wilhelm, Oberingenieur, Halle a. d. S.

10. Wunderlich, Wilhelm, Rektor, Falkenberg, Bez. Halle
141. Fricke, Auguſt, Malermeiſter, Paſſendorf
12. Winckler, Guſtav, Lehrer, Eisleben

Vehſe, Margaärete, Handlungsgehilfin, Halle a. d. S.
Koerlin, Kürt, Seminaroberlehrer, Merſeburg

H. Ruhig, Friedrich, Lehrer, Alsleben
Juſt, Richard, ZivilJngenieur, Ammendorf
Rohloff, Leo, Studienrat, Weißenfels
Görner, Carl, Marine Obermaterialienverwalter
a. D., Herzberg-Elſter

Die Bedeutung der
und Kreistag reicht über die Provinz.

Wahlen zum Provinziallandtag
Sie ſind ent

Mit der demokratiſch gerichteten preußiſchen Regierung
aber ſteht und fällt jede demokratiſche Entwicklung im

An unſere Freunde in Stadt und Land!

Politiſchen Wegweiſer.
1925

ſcheidend für das Gewicht unſerer Partei im Landtage

intereſſanten Bilde zu geſtalten

1. Jahrgang

Reich. Es geht alſo nicht bloß um die Provinz, es geht um
Preußen und das Reich.

Geradezu ein politiſcher Akt aber wird die Provinzial
landtagswahl dadurch, daß die Provinzen die Hälfte der
Vertreter Preußens im Reichsrat, und daß ſie ferner die
Mitglieder des Staatsrates zu wählen haben.

Die Demokratiſche Partei kämpft
I. für eine Steuerverteilung, die die Wirtſchaftsmög

lichkeiten beachtet (Kampf gegen Umſatzſteuer und
jfualſche Zölle),

2. für die Freiheit der Selbſtverwaltung (Kampf und
den Finanzausgleich),

3. für eine einfache, von Bürokratie freie, Republi
kaniſche Verwaltung (Kampf um eine Verwal
tungsreform),

4. für ein gutes Beamtenrecht,
5. für die kulturelle Führung des Staates und Be

wahrung des Religionsfriedens (Kampf gegen den
Reichsſchulgeſetzentwurf).

Wir verſprechen nicht, wir halten.
Denkt an die Wahlen vom 7. Dezember und an die

Wortbrüche der Rechtsparteien!

Wahlen koſten.
Gebt einen Beitrag für die Wahlen am 29. November.

Ohne Opfer kein Erfolg. Stärkt den Wahlfonds, jeder
nach ſeinen Kräften. Auch die kleinſte Spende iſt will
kommen.

Einzahlungen erbeten an Bankhaus L. Schönlicht,
HalleS., Poſtſtraße Poſtſcheckkonto Leipzig 9923) oder in
der Geſchäſtsſtelle Leipzigerſtraße 21.

Während der Wahlarbeit bietet ſich die beſte Gelegen
heit, für die Partei zu werben. Stärkt die eigenen Rei
hen zum Wohle der Allgemeinheit. Jeder kann in den
nächſten Wochen der Partei ein neues Mitglied zuführen.
Deutſche Demokratiſche Partei.

Der Verein der Deutſchen Demokratiſchen
Partei in Halle

hielt am Dienstag eine Mitgliederverſammlung ab, in der
nach einem Bericht über den Bezirksvertretertag und den
Stand der Vorbereitungen für die Provinziallandtags
und Kreistagswahlen der Vorſitzende, Oberingenieur
„Minner einen Vortrag über die Bauvorhaben
der Stadt Halle hielt. Der Vortragende verſtand es,
ſeine Schilderungen der ſtädtiſchen Bauprojekte an Hand
techniſcher Erklärungen zu einem für die Zuhörer höchſt

Von beſonderer Bedeu
tung waren die Ausführungen und Erläuterungen über

den Ausbau des Flugplatzes und Flughaſens,
über den Bauplan für eine allen Anforderungen der Neu
zeit genügende Stadthalle und einer Markthalle,
ſowie über die Moderniſierung des Straßen
bahnweſens. An den mit reichem Beifall aufgenom-
menen Vortrag ſchloß ſich eine ſehr eingehende Ausſprache,
in der das Für und Wider der einzelnen Projekte hervor
gehoben und beſonders die Förderung einer dringend not
wendigen Bautätigkeit zur Löſung der Wohnungsfrage
unterſtrichen wurde. Wiederholt wurde auch dem Wunſche
Ausdruck gegeben, künftig die Abhaltung derartiger kom
munalpolitiſcher Abende mehr als bisher zu pflegen.

Demokratiſche Frauengruppe Halle.
Freitag, den 6. November, 8.15 Ahr, im Nicolaus,

ſpricht Gräfin Dohna über die politiſche Lage. S

r vitten unſere Freunde
und Leſer, ſich bei Einkäufen
auf die Inſerate in unſerem

Blatt zu beziehen.
e

Eine Bitte der Jungdemokraten!
Seit einiger Zeit beſitzt auch unſere halliſche Gruppe

eine kleine Bibliothek, die unſeren Mitgliedern koſtenlos
zur Verfügung ſteht. Eine Erweiterung durch Neuan
ſchaffung auf eigene Koſten iſt uns nicht möglich.

Wir wenden uns deshalb an alle Freunde unſerer
Bewegung mit der Bitte, uns durch Zuwendung von Bü-
chern oder durch Geldſpenden zu unterſtützen. Wir ſind
für jede Gabe, ſei ſte auch noch ſo klein, herzlich dankbar

Alle Zuwendüngen und Spenden bitten wir an Frl.
KHKäte Dornblüth, Leipzigerſtr. 21, 1. Stock, zu richten.

Jung demokraten Halle.

Jungdemokraten, Halle.
Am Dienstag, den 3. November, findet abends 8 Uhr

unſere „Reichstagsmodellſitzung“ im Reſtaurant St. Nico
is ſtatt.

faſſung“ gewählt
Als Thema haben wir „Staatsform und Ver

ünd bitten alle Freunde, an dieſem
Abend pünktlich zu erſcheinen. Gäſte ſind willkommen.



S Gleichzeitig machen Wir darauf aufmerkſam, daß wir
am 21. November ein Herbſt- Vergnügen veranſtalten.
Kartenverkauf wird noch bekanntgegeben

Die Arbeiterſchaft und der nächſte Krieg
Jn einer öffentlichen Verſammlung des Friedenskar

tells Halle am Montag im Volkspark ſprach Miniſterialrat
Falkenberg über die Arbeiterſchaft Und der nächſte
Krieg“. Die Arbeiterſchaft, die ja in ihrer überwältigen
den Mehrheit pazifiſtiſch eingeſtellt iſt, unterſchätzt leider
vielfach noch die Notwendigkeit einer aktiven Anterſtützung
der Friedensbewegung. Und doch iſt dies die notwendige
Vorausſetzung, um den Kriegsgelüſten gewiſſer Kreiſe er
folgreich Widerſtand leiſten zu können. Die l der
Arbeiterbewegung haben dies auch erkannt und ſich ver
ſchiedentlich auf den internationalen Gewerkſchaftskongreſ
ſen für die Mitwirkung der Arbeiter an der Erhaltung des
Völkerfriedens entſchieden. Sie haben es aber bislang
verſäumt, ihre Anhänger auf die Wichtigkeit der Frage
hinzuweiſen Jn letzter Zeit iſt man allerdings von ver

r
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Clubſeſſel
Elubſofas
Clubtiſche

Solide Arbeit Günſtige Preiſe.

Halle Saale
45. Telefon 3714.

ſchiedenen Seiten aus daran gegangen, das Verſäumke
nachzuholen. Auch das in Halle neugebildete Friedenskar
kell, das unter der Führung der Deutſchen Friedensgeſell
ſchaft ſteht, will dieſem Zwecke der Erziehung zum Pazifis
mus dienen. Die vortrefflichen Ausführungen Falken
bergs wurden mit großem Beifall aufgenommen. An den
Vortrag ſchloß ſich eine äußerſt angeregte d

Mitteilungen

Empfehlenswerte Schrift.
Aus der Feder eines der berufenſten Sachkenner, des

Herrn Generalſekrektärs D. R. Jßberners, iſt ſoeben
erſchienen

Deutſche Demokratiſche Partei

Preis 0,50 Mark.
Dieſe ſpeziell für Aufklärüngszwecke beſtimmte Mono

graphie enthält in gedrängter Form alles über die Partei
Weſentliche.

Mancel,
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Meine Preise sind billig und nicht durch hohe
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Gummi Mäntel in allen Farben und Formen 17 n
Herren Anzüge haltbare Stoffe moderne Farben 26 n
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Jnhaber

Der Verfaſſer hat es ausgezeichnet verſtanden, auf dem
zur Verfügung ſtehenden Raume eine Darſtellung des
Werdens, der Organiſation und der Ziele der Partei zu
geben, die von keinem Werke ähnlichen Amfanges und
Preiſes auch nur annähernd erreicht wird. Der Haupt
wert der Schrift liegt in der überzeugenden Sachlichkeit.
Den Außenſtehenden werden die Ausführungen des Ver
faſſers unbedingt überzeugen dem Parteimitgliede wird
der klare Ueberblick ein wertvoller Leitfaden ſein. Die
Broſchüre ſtellt daher ein unentbehrliches Rüſtzeug für
die ſyſtematiſche Parteiarbeit der Ortsgruppen, Verbände
und Einzelmitglieder dar.

Da die Schrift beſonders dazu beiträgt, eine Einheit
lichkeit der Auffaſſung in allen ſchwebenden Grundfragen
der Gegenwart zu erzielen, ſollte jedes eingeſchrie-
bene Mitglied ein Cremplar der Schrift
beſitzen

Zu dem oben angegebenen Preiſe
geſchäftsſtelle in Halle, Leipzigerſtraße 21, die Schrift vor
rätig. Beſtellungen nach außerhalb werden gegen Ein
ſendung von 60 Pfg. ſofort erledigt.
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